
scheinung tritt, wird auch die Unsicherheit der gegenwärtigen 
Situation für sie die stärksten Auswirkungen haben.

Zum Schluß einige Bemerkungen zur Arbeit dieses Parla­
ments. Vor dem Hintergrund des In-die-Schranken-gewiesen- 
Werdens der Oppostion durch Vertreter der Koalitionsparteien, 
wie das gestern eindrücklich vom Abgeordneten Schwarz vorge­
führt wurde, beeindruckt die demokratische Haltung des Mini­
sterpräsidenten, der die Bedeutung der neuen, demokratischen 
Gruppen würdigt und uns alle, auch das Parlament, mahnt, ge­
sellschaftlich erwachsen zu werden.

(Beifall bei PDS, SPD und Bündnis 90/Grüne)

Die meisten der versammelten Abgeordneten haben wenig Er­
fahrung in diesem Geschäft, und seit Jahren im Parlament zu 
sein, ist in diesem Land durchaus kein Indiz für das Vorhanden­
sein demokratischer Gewohnheiten.

(Beifall)

Der Verweis auf die Mehrheitsverhältnisse im Parlament, der 
mit gewisser Drohgebärde schon des öfteren zu hören war, ist in­
sofern überflüssig, als wir diese Mehrheitsverhältnisse immer 
wieder deutlich zu spüren bekommen. Die Mehrheitsverhältnis­
se im Präsidium z. B. ermöglichen es, die Redezeit der nicht an 
der Regierung beteiligten Fraktionen beliebig zu kürzen

(Beifall besonders bei der Fraktion der PDS)

und dies in diesem besonderen Fall, da es um die Auseinander­
setzung mit der Regierungserklärung geht!

(Stellvertreter des Präsidenten Dr. Höppner mahnt mit 
Klingelzeichen)

(Abg. Dr. Gysi, PDS: überstimmt, überstimmt!)

Noch einmal möchte ich den Ministerpräsidenten zitieren: 
„Wir sind dabei, uns die Demokratie zu erarbeiten.“

Schließt das nicht ein, daß die Öffentlichkeit ein Recht darauf 
hat, unterschiedliche im Parlament vertretene Positionen zu 
kennen, den Weg zum Kompromiß mit zu verfolgen und sich auf 
diese Weise ein Urteil über die Politik einzelner Fraktionen zu 
machen? Die Vereinbarungen der Koalition beinhalten, daß im 
Vorfeld der Parlamentsarbeit wichtige Fragen abgestimmt wer­
den, und daß Abstimmungen mit wechselnden Mehrheiten nicht 
zulässig sind. Soweit ist das, glaube ich, übliche Praxis bei Koali­
tionen. Ich möchte aber darauf aufmerksam machen, daß da­
durch die Öffentlichkeit von der Entscheidungsfindung der 3/4- 
Mehrheit des Parlaments ausgeschlossen wird, weil diese hinter 
verschlossenen Koalitionstüren stattfindet. Zugeschaut werden 
darf dann erst bei der Auseinandersetzung der Opposition mit 
dem zustandegekommenen, inzwischen unerschütterlichen 
Kompromiß. - Ich danke Ihnen.

(Beifall besonders bei den Fraktionen der SPD,
Bündnis 90/Grüne und PDS)

Stellvertreter des Präsidenten Dr. Höppner:

Als dritter Redner spricht der Vertreter der Liberalen; der 
Abg. Prof. Dr. Ortleb.

Abg. Prof. Dr. Ortleb, Vorsitzender der Fraktion der Libera­
len:

Meine Damen und Herren! Wir Liberalen stimmen der Regie­
rungserklärung zu. Sie benennt die Probleme und Aufgaben, die 
gelöst werden müssen auf dem Wege der politischen, wirtschaft­
lichen und moralischen Gesundung unseres Volkes und der wür­
digen Vereinigung der Deutschen in einem Vaterland. Es bedarf 
eines selbstbewußten Parlamentes und einer starken Regie­
rung. Die Regierung de Maiziere kann eine starke Regierung 
sein,

(Beifall besonders bei der Fraktion der CDU/DA)
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denn sie ist getragen von einer breiten Koalition, deren Überein­
stimmung in Grundfragen in zähen, weil gründlichen Verhand­
lungen erarbeitet wurde. Entschlossen, an Vereinbarungen, die 
die Regierungserklärung richtig widerspiegelte, festzuhalten 
und sie durchzusetzen, betrifft es für uns Liberale vor allem ge­
ordnete Vereinigung auf vertraglicher Grundlage, eingebettet in 
europäische Prozesse; den dringend erforderlichen wirtschaftli­
chen Aufschwung im Interesse der Bürger; den weiteren Aus­
bau der Demokratie und die Schaffung wirklich rechtsstaatli­
cher Verhältnisse.

Die Regierung braucht Vertrauen und Vollmacht, nötige Ent­
scheidungen zu treffen und auf den Weg zu bringen. Die Kraft 
der Regierung kommt aus dem Vertrauen der Koalition in sie 
und der demokratischen Kontrolle durch das ganze Parlament. 
Es sei bemerkt an dieser Stelle - aufgreifend die Regierungser­
klärung von gestern - die Empfehlung, die Legislaturperiode der 
Bezirkstage mit den Kommunalwahlen zu beenden, daß dazu im 
Gleichklang dieses Hohe Haus beschließen sollte, auch Regie­
rungsvertreter als Regierungsbeauftragte anstelle der Vorsit­
zenden der Räte der Bezirke zu setzen, die dann von diesem Ho­
hen Haus bestätigt werden können.

(Beifall besonders bei der Fraktion der CDU/DA 
und der Fraktion der Liberalen)

Die geordnete Vereinigung auf vertraglicher Grundlage und 
ohne Verzögerung betonen wir in dieser Formel, weil wir die Ai 
Schlußbestrebungen - was eine Fehldeutung von Artikel 23 ist - 
auch ablehnen. Wir sind aber auch gegen Verzögerungsmanöver 
der verschiedensten Art. Manche Antragsfreudigkeit scheint 
uns übertrieben in diesem Hohen Haus. Wir sind dafür, im Zu­
sammenhang mit der Herbeiführung der Wirtschafts-, Wäh- 
rungs- und Sozialunion auch über eine gemeinsame deutsche 
Staatsbürgerschaft zu entscheiden. Das würde Prozesse erleich­
tern und beschleunigen.

Geordnete Vereinigung schließt für uns rechtzeitige, umfas­
sende, kontrollierende und bestimmende Einbeziehung des Par­
laments in die Entscheidungsprozesse selbstverständlich und 
unabdingbar ein.

Der Herr Ministerpräsident hob die Rechtsstaatlichkeit her­
vor und verwies unter anderem auf Verwaltungsgerichtsbarkeit 
und Verfassungsgericht. Es ist uns Veranlassung zu sagen, daß 
die Republik dringend gesetzliche Rahmenbedingungen 
braucht, die verfassungsähnlichen Charakter haben, und dabei 
sind wir bei dem Thema, das uns gestern schon beschäftigt hat. 
Sie werden benötigt dafür, weitreichende politische Entschei­
dungen zu treffen. Wir können nicht permanent die jetzige Ver­
fassung ändern und ergänzen, sondern wir brauchen sie als Ir
strument der Vereinigung, aber durchaus nicht zuletzt ai________________ „
Grundgesetz des täglichen Handelns.

Wie gehen wir das aber an? Vor mir sprachen die Grünen. Das 
regt mich an zu formulieren: Wenn man auf einen schweren 
Wanderweg geht, sollte man das nicht mit neuen, ungebrauch­
ten Schuhen tun.

(Beifall bei den Liberalen und CDU/DA)

Und deswegen meinen wir, so ehrlich und gut der Vorschlag des 
Runden Tisches gemeint ist, wir haben nicht die Zeit, die neuen 
Schuhe einzulaufen.

(Beifall bei den Liberalen und CDU/DA.
Zwischenruf vom Bündnis 90/Grüne:

Aber auch nicht barfuß!)

Wir müssen uns gute gebrauchte suchen.

(Heiterkeit beim Bündnis 90/Grüne)

Und wer das tun soll, sollte ein Verfassungsausschuß dieses Ho­
hen Hauses sein, und dieser Verfassungsausschuß sollte sich 
nicht zu viel Zeit nehmen.

Lassen wir es wieder mit einem Bild bewenden: Wenn man


